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Abriss von Wochenendhäusern in
Hennef: Oberverwaltungsgericht

entscheidet
Das OVG Münster hat die Abrissverfügungen für vier
Wochenendhäuser in Hennef als rechtmäßig erklärt.

Hausbesitzer müssen handeln.

Rechtmäßigkeit der Abrissverfügung in
Hennef und ihre Konsequenzen für die
Gemeinde

Das Oberverwaltungsgericht Münster hat eine
richtungsweisende Entscheidung getroffen: Die
Abrissverfügungen für vier Wochenendhäuser in der Ortschaft
Bülgenauel, Stadt Hennef, sind rechtmäßig. Dieser Beschluss hat
weitreichende Auswirkungen auf die betroffenen Hausbesitzer
und die gesamte Gemeinde.

Gesetzliche Hintergründe und Entscheidung
der Gerichte

Die Hausbesitzer in Bülgenauel hatten zunächst im Herbst 2022
vor dem Verwaltungsgericht Köln gewonnen, wo die
Abrissverfügungen als „ermessensfehlerhaft“ eingestuft wurden.
Allerdings stellte das Oberverwaltungsgericht in Münster die
Rechtmäßigkeit dieser Verfügungen fest und wies die Klage ab.
Eine Revision ist nicht zulässig, jedoch besteht die Möglichkeit,
eine Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
einzureichen.



Folgen für betroffene Eigentümer und die
Gemeinschaft

Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts hat für die
betroffenen Eigentümer tiefgreifende persönliche und soziale
Konsequenzen. Wilhelm Krath, dessen Mutter betroffen ist,
erklärt: „Das Arbeitsleben meiner Eltern steckt da drin, das ist
alles weg.“ Viele Eigentümer, darunter auch Rentner, sehen sich
nun mit der Möglichkeit konfrontiert, dass ihre Lebensqualität
und finanzielle Sicherheit in Gefahr ist. Einige könnten aufgrund
des Abrisses auf Bürgergeld angewiesen sein, was die
bestehenden sozialen Herausforderungen in der Gemeinde
weiter verschärfen könnte.

Die Perspektive der Stadtverwaltung und
Anwohner

Die Stadt Hennef begründet den Abriss mit dem
Hochwasserschutz und der Gefahrenabwehr. Derzeit ist unklar,
wie viele weitere Häuser abgerissen werden müssen. Eine
Sprecherin der Stadtverwaltung hat erklärt: „Alternativen zum
Abriss können wir uns nicht vorstellen.“ Dies wurde von Claudia
Jansen, der Vorsitzenden der Interessengemeinschaft der
Betroffenen, in Frage gestellt, die auf eine frühere Zusage des
damaligen Bürgermeisters verweist, wonach die Wohnsituation
der Anwohner in Ordnung sei.

Zukunftsperspektiven und gesellschaftliche
Herausforderungen

Ob die betroffenen Hausbesitzer weiterhin gegen die
Entscheidungen vorgehen werden, bleibt ungewiss. Der Großteil
der Anwohner versucht, sich zu organisieren und verstärkt den
Dialog mit der Stadtverwaltung zu suchen. Experten warnen,
dass der Abriss nicht nur die individuellen Schicksale der
betroffenen Eigentümer beeinflusst, sondern auch die



Gemeinschaft in Hennef als Ganzes betrifft. Immerhin entstand
die Siedlung vor über 60 Jahren, es ist ein Teil ihrer Geschichte.

Fazit: Ein schwieriger Weg für die
Anwohner

Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts stellt die
Gemeinde Hennef vor große Herausforderungen. Die Debatte
um den Abriss hat das Potenzial, die Bürger zu mobilisieren und
ein größeres Bewusstsein für die Problematik des Wohnraums
und der rechtlichen Rahmenbedingungen in NRW zu schaffen.
Der Fall Bülgenauel könnte somit als Symbol für den Kampf der
Bürger um ihr Zuhause und ihre Rechte stehen.
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